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Staatsbürgerschaftsregime im Wandel - oder: 
Die Gleichberechtigung wird zu Markte getragen 

Das Beispiel Kanada1 

»Kanadierlnnen können sich nicht auf eine gemeinsame Religion oder Ethnizität oder auf 
Jahrhunderte von Mythen und Legenden beziehen, um eine einfache Antwort auf die Frage 
nach der nationalen Identität zu bekommen ... die öffentliche Krankenversicherung hat den ... 
enormen Vorteil eines konkreten, praktischen Beispiels gemeinschaftlichen Staatsbürger­
rechts.« (Valpy 1996)2 

»Der Gesundheitsminister [von Ontario] Jim Wilson sagte bei Anhörungen in Toronto, daß er 
nicht die Absicht habe, die quietschenden Räder 'besonderer Interessen', die von den Kran­
kenversicherungs(provisionen) des Gesetzes betroffen waren, zu ölen. 'Die Regierung wird 
nicht denen, die am lautesten schreien, eine Sonderbehandlung zukommen lassen ... ' Roxanne 
Felice schreit nicht, aber sie findet, daß der Staat ihr trotzdem zuhören sollte. Sie glaubt nicht, 
daß ihr gemeinnütziger Sozialdienst, den sie in Niagara Falls leitet, eine besondere Interessen­
gruppe ist, befürchtet aber, daß er als solche angesehen wird. 'Ich glaube, Gruppen werden oft 
als besondere Interessengruppe abgestempelt, aber ich denke, daß Leute Gruppen bilden, weil 
sie öffentliche Interessen haben.'« (Campbell 1996: Dl) 

Warum rufen Kürzungen und Reform des kanadischen Krankenversiche­
rungssystems Bedrohungen nationaler Identität und Auseinandersetzungen 
über staatsbürgerliche Teilhaberechte hervor? Warum stehen die Grundla­
gen von Staatsbürgerschaft - nationale Identität, soziale Rechte, De­
mokratie - in dem Moment zur Debatte, da Bundesregierung und Provin­
zen anfangen, die Finanzierungsweise und die Schliessung von Kranken­
häusern zu diskutieren? Diese Fragen sollen mittels einer Analyse der ge­
genwärtigen Veränderungen des kanadischen Staatsbürgerschaftsregimes 
beantwortet werden. Die zufällig ausgewählten aber typischen Zitate der 
kanadischen »Nationalzeitung« sollen daher als Ausgangspunkt der Unter­
suchung dienen. 
Die im zweiten Zitat erwähnten öffentlichen Anhörungen sind von der 
konservativen Regierung Ontarios im Januar 1996 organisiert worden. Die 
Regierung sah sich nach einer vehementen Kritik der Opposition gegen die 

Dieses Papier wurde auf der Konferenz zu Social and Political Citizenship in a World of 
Migration, im Rahmen des European Forum am Europäischen Universitätsinstitut in Flo­
renz, Italien, 22.-24. Februar 1996 vorgestellt. 

2 Dies sind die Worte eines Ökonomen, Lars Osberg, die Valpy zustimmend zitiert. 
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Omnibus Bill (Bill 26), die im November 1995 verabschiedet worden war, 
zu dieser Aktion gezwungen. Dieses Gesetz war 

» ... dazu bestimmt, der Regierung Flexibilität im Umgang mit Ontarios hartnäckigem Haus­
haltsdefizit zu verleihen. Es sah vor, Queen's Park [ die Provinzregierung] zu ermächtigen, 
Ärzten vorzuschreiben, wo sie praktizieren konnten, sowie die Schliessung von Krankenhäu­
sern einzuleiten. Gemeinden sollten das Recht zur Erhebung neuer Steuern sowie zur Anglei­
chung von Lizenzgebühren erhalten. Außerdem war die Deregulierung von Medikamenten­
preisen ... geplant.« (Campbell 1996: Dl) 

Wie diese - auszugsweise - Liste verdeutlicht, beabsichtigte die Regierung 
eine grundsätzliche Umgestaltung der Gewalten einzuleiten: zwischen Re­
gierungsebenen, zwischen Staat und Bürgerinnen und zwischen öffentli­
chem und privatem Sektor. Auf der Basis solcher »Flexibilität« müßte die 
Regierung bei einer ganzen Reihe von Eingriffen die Legislative nicht 
mehr konsultieren. Mehr als 1200 Zeuginnen hatten sich für die Anhörun­
gen eintragen lassen, nur 367 wurden zugelassen. 
Obwohl dieser Vorfall nur eine von 10 kanadischen Provinzen betrifft, ist 
er beispielhaft für die Veränderungen des Staatsbürgerschaftsregimes, die 
in den 90er Jahren im ganzen Land stattfanden. Vor zwei Jahrzehnten war 
die Situation eine ganz andere. Das kanadische Staatsbürgerschaftsregime, 
wie es sich in der Nachkriegszeit herausgebildet hatte, umfaßte Mitte der 
70er Jahre landesweite Institutionen, die die Bürgerinnen als individuelle 
»Kanadierinnen« ansprach und damit für einige kurze Dekaden ganz Ka­
nada zu einem einzigen politischen Raum machte, mit dem sich die Bürge­
rinnen identifizieren konnten. 3 Gleichzeitig gab es jedoch auch eine pro­
grammatische Anerkennung besonderer Kategorien von Bürgerlnnen und 
damit eine Legitimität für die intermediären Verbände der Zivilgesell­
schaft, die diese besonderen Interessen repräsentierten.4 

Die Herausbildung dieses Regimes begann bereits in den Kriegsjahren. 
Seine ausgereifteste Form erreichte es mit der Charter of Rights and Free­
doms, die 1982 in die Verfassung eingefügt wurde (Campbell 1996: D3). 
Das Staatsbürgerschaftsregime wurde in verschiedener Weise institutiona­
lisiert, am deutlichsten durch die Verfassung und die zugehörigen Doku­
mente wie den Citizenship Act. Jedoch haben auch die staatliche Bürokra­
tie, beratende Körperschaften, föderale und andere repräsentative Institu­
tionen insbesondere das Parteiensystem diskursiv und praktisch zu diesem 
Regime beigetragen. 
Obwohl die Normen des Regimes definitiv institutionalisiert und durch ei­
ne Reihe von Verbands- und Staatspraktiken materialisiert waren, blieben 

3 Dem ging ein Staatsbürgerschaftsregime voraus, das sich als eines von »Insel-Gemein­
schaften« beschreiben läßt, siehe Jenson (1991). 

4 M.a.W., kanadische Politik drückte weit weniger Befürchtungen vor dem »mischief of 
faction« aus als z . .B. in den USA vorherrschen. Siehe dazu Cohen/Rogers (1995). 
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sie nie unhinterfragt. Die Definitionen von Nation und gesamtkanadischer 
Identität wurden zumindest seit den 60er Jahren von den nationalistischen 
Bewegungen Quebecs und den indigenen Völkern angegriffen. Außerdem 
lehnten populistische Gruppierungen und die traditionelle Rechte die akti­
ve Rolle des Staates ab. 
Nichtsdestotrotz gab es über eine Reihe von Jahrzehnten einen bemer­
kenswerten Konsens über die Konstruktion der Staatsbürgerschaft, also 
über die Normen und Praktiken, die das Verhältnis von Staat und Gesell­
schaft, die Bedingungen von Ein- und Ausschluss und die Grenzen des 
Nationalen regulierten. Diesen Konsens gibt es inzwischen nicht mehr. Er 
ist durch die politischen Auseinandersetzungen über die ökonomische Um­
strukturierung im Kontext von Globalisierung und Staatsverschuldung, die 
Einrichtung der nordamerikanischen Freihandelszone und die Neubestim­
mung des politischen Raums infolge nationalistischer Auseinandersetzun­
gen aufgebrochen worden. Die Politik des Neoliberalismus, die im Staat wie 
in der Zivilgesellschaft fest verankert ist, liefert viele der Begrifflichkeiten, 
mit denen Staatsbürgerschaft heute neu konstituiert wird. 
Diese Veränderung des kanadischen Staatsbürgerschaftsregimes steht im 
Mittelpunkt des vorliegenden Aufsatzes. Das Regime, das sich nach dem 
Zweiten Weltkrieg herausgebildet hatte, war durch eine breite und kohä­
rente institutionelle Verbindung zwischen Staat und Bürgerinnen geprägt. 
Als Reaktion auf die ökonomischen und politischen Bedingungen des spä­
ten zwanzigsten Jahrhunderts wurde dieses Regime abgebaut und neu kon­
stituiert. Statt Gleichberechtigung wird jetzt die Stärkung von marktwirt­
schaftlichen Strukturen angestrebt. Damit reduziert sich der Raum erheb­
lich, in dem Bürgerinnen gemeinsam, sozial und politisch handeln können. 
Die Anerkennung der Legitimität und Notwendigkeit von intermediären 
Verbänden, welche die Kluft zwischen den formalen Staatsbürgerschafts­
rechten und dem tatsächlichem Zugang zu denselben verringern sollen, 
nimmt deutlich ab. Gleichzeitig wurde die bislang breit geteilte Ansicht, 
daß der Staat eine aktive Rolle bei der Überwindung dieser Kluft spielen 
sollte, durch die wachsende Unterstützung für neoliberale Definitionen von 
Markt, Staat und Bürgerinnen, untergraben. Trotzdem bleiben in dieser 
noch andauernden Rekonfiguration des Staatsbürgerschaftsregimes die Po­
sitionen interessanterweise offen, denn demokratische Staatsbürgerrechte 
sind immer noch ein bedeutendes und mobilisierendes Konzept innerhalb 
der Zivilgesellschaft. Ein Beispiel dafür ist Frank Gue, ein Sprecher der 
Taxpayer Coalition Burlington Inc., einer Gruppe, deren fiskalischer Kon­
servatismus sie eigentlich zu natürlichen Verbündeten der Regierung ma­
chen sollte. »Reform«, erklärte er Mitgliedern des Provinzparlaments im 
Hinblick auf Bill 26, »ist effektiv, wenn sie mit dem Volk, nicht für es ge­
macht wird« (Campbell 1996, D3). 
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I. Staatsbürgerschaftsregime: Raum und Zeit, Stabilität und Wandel 

Die Arbeit historischer Soziologlnnen hat von den Untersuchungen Mar­
shalls am Ende des Zweiten Weltkriegs bis zu der jüngsten »Interessen­
explosion«, die von Kymlicka und Norman (1994: 352) beschrieben wird, 
gezeigt, daß Staatsbürgerschaft eine soziale Konstruktion ist, die über 
Raum und Zeit variiert. Wie viele Autorinnen, Marshall eingeschlossen, 
bemerkt haben, war die von ihm dargestellte Geschichte der Zunahme zi­
viler, politischer und sozialer Rechte britische Geschichte.5 Andere Länder 
hatten eine andere Geschichte. Eine zweite Lehre Marshalls ist die Idee 
vom zeitlichen Wandel der Staatsbürgerschaft. Seine Geschichte handelt 
von neuen Rechten, die erlangt werden, und von neuen Gruppen, die Zu­
gang zur Staatsbürgerschaft erreichen, sowie von Definitionen von Ge­
meinschaft, die sich mit der Zeit verändern. 
Mit diesen beiden Einsichten Marshalls als Grundlage steht das Konzept 
von Staatsbürgerschaft auf zwei - theoretischen - Beinen. Erstens ist 
Staatsbürgerschaft eine historische Konstruktion, ihre Form daher verän­
derbar. Von den Formen der Staatsbürgerschaft sind dann auch die beson­
deren politischem Auseinandersetzungen, Entwicklungsprozesse und In­
stitutionengefüge wie auch die zeitlich bestimmte Erlangung von Rechten 
beeinflußt. Da die Idee der Staatsbürgerschaft parallel mit den modernen 
Staaten entstand, ist der Raum, in dem diese Auseinandersetzungen ausge­
tragen sowie Institutionen und Rechte etabliert wurden, bis heute in natio­
nalen Grenzen eingebunden. Insofern können wir von Staatsbürgerschafts­
regimen genauso wie von Wohlfahrtsstaatsregimen sprechen; das Staats­
bürgerschaftsregime formt die institutionellen Arrangements, die Regeln 
und die Konzeptionen, die im Hinblick auf gegenwärtige Policy-Ent­
scheidungen, Staatsausgaben und Problemdefinitionen von Staaten und 
Bürgerinnen sowie für die Forderungen der Bürgerlnnen einflußreich 
sind.6 

Ein Staatsbürgerschaftsregime beinhaltet die Repräsentation von Identitä­
ten, der »nationalen« wie auch derjenigen der »Modellbürgerin« und der 
»Nicht-Bürger/in«. Es enthält zusätzlich Repräsentationen der gewöhnli-

5 Marshall selbst hat dies sehr deutlich gemacht, siehe z.B. Marshall (1965:91). Die weit­
verbreitete Ansicht, daß er die von ihm dargestellte Entwicklung als eine allgemeine Ge­
schichte der »Modernisierung« ansah, ist eher denen zu verdanken, die ihn populär ma­
chen wollten. Siehe z. B. Lipsets Einführung in die Anchor Collection (Marshall, 1965), 
die Marshall in die Modernisierungsliteratur einordnet. 

6 Diese Definition ist eine modifizierte Version der Definition des Wohlfahrtsstaatsregimes 
in Esping-Anderson (1990:80). Obwohl wir die Definition Esping-Andersens übernom­
men haben, ist es wichtig darauf zu verweisen, daß unser Aufsatz eine Fallstudie ist und 
keine Festlegung von Regimetypen anstrebt. Der Vergleich mehrerer Typen von Regimen 
war dagegen der Ausgangspunkt von Esping-Andersons Analyse. 
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chen und legitimen sozialen Verhältnisse zwischen und innerhalb dieser 
Kategorien, wie auch der Grenzen des »Öffentlichen« und des 
»Privaten«.7 

Diese Repräsentation von Identitäten und sozialen Verhältnissen stellen die 
Grundlage von Ansprüchen der Bürgerinnen dar. Durch die Repräsentation 
ihrer Identität können Gruppen und Individuen sich selbst und andere so­
wie die respektiven Interessen verstehen. Dabei spielt auch der Staat eine 
wichtige Rolle, da er die Macht hat, Bürgerinnen im allgemeinen wie auch 
unter besondearen Kategorien anzuerkennen. Auf dieser Basis kann der 
Staat dann die Ansprüche von Bürgerinnen verhandeln. 
Das zweite theoretische Standbein des Staatsbürgerschaftsregimes baut auf 
den Vorstellungen über Stabilität und Wandel sozialer Verhältnisse auf, 
wie sie insbesondere von der Regulationsschule entwickelt wurden. Ohne 
diesen Ansatz im Detail zu beschreiben, genügt es festzustellen, daß Re­
gulationistinnen von einer gewissen Stabilität sozialer, ökonomischer und 
politischer Grundverhältnisse ausgehen, die uns erlauben, von der Existenz 
von Regimen zu sprechen. Mit dem Eintreten einer Krise - die grundsätz­
lich als eine Zunahme der immer präsenten Widersprüche eines Regimes 
definiert wird - kann es zu einem tiefgreifenden Wandel und einer Neuori­
entierung kommen. Ordnungs- und Legitimationsprinzipien können dabei 
zusammenbrechen und andere Konzeptualisierungen ermöglichen. Inhalt, 
Richtung und die langfristige Stabilität einer solchen Bewegung sind je­
doch nicht von vornherein festgelegt, sondern das Produkt konkreter Aus­
einandersetzungen an bestimmten Orten (Lipietz 1987, Boyer 1986, Jenson 
1989a). 
Dementsprechend können auch Staatsbürgerschaftsregime nur als Fest­
schreibung eines allgemeineren Modells von Staatsbürgerschaft an be­
stimmten Orten und im Wechselverhältnis mit einer allgemeinen Regulati­
onsweise existieren. Genauso, wie wir von »Fordismus« nur abstrakt spre­
chen können und die jeweilige Form des Fordismus zu verschiedenen 
Zeitpunkten bestimmen müssen, nimmt auch ein allgemeines Modell von 
Nachkriegsstaatsbürgerschaft in jedem einzelnen Fall unterschiedliche 
Formen an. 8 Jedes Staatsbürgerschaftsregime entsteht aus den politischen 
zusammenhängen eines nationalen Staates heraus.9 

7 Ausführlich werden diese Argumente in Brodie/Jenson (1988: Kapitel 1) und Jenson 
(1989b) entwickelt. 

8 Zur Variabilität des »Fordismus« und der spezifischen Charakteristika von Kanadas 
durchlässigem Fordismus, siehe Jenson (1989a). 

9 Offensichtlich stellt die Entstehung supranationaler politischer Einheiten mit Staatsbür­
gerschaftsvorgaben, wie zum Beispiel die Europäische Union mit dem Maastrichter Ver­
trag diese Behauptung zukünftig in Frage (Meehan 1993, Wiener 1995). Darüber hinaus 
sind Menschenrechtsbewegungen und andere transnationale Kräfte dabei, ein alternatives 
Modell von Mitgliedschaft hervorzubringen. 
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Als stabil kann man ein Regime betrachten, in dem der offiziell erklärte 
und der erwartete Status übereinstimmen, so daß die Repräsentation der 
Bürgerinnen durch den Staat mit der Repräsentation der Bürgerlnnen 
selbst übereinstimmt. In den Nachkriegsregimen im Großteil von Westeu­
ropa existierte eine derartige Übereinstimmung. Dieses Entwicklungsmo­
dell war »sozialdemokratisiert«. Repräsentation war um und durch klas­
senbezogene Akteure organisiert. Eine um die Produktion zentrierte Politik 
war bestimmend für die Praxis der sozialdemokratischen Nordischen Län­
der wie auch für die korporatistischen Länder Kontinentaleuropas, Soziale 
Rechte galten für die Modellbürgerin, die in den meisten Ländern durch 
den entlohnten männlichen Arbeiter dargestellt wurde. Die Rechte anderer 
Kategorien von Bürgerinnen existierten als eine Abweichung von dieser 
Grundform. Andere Lebenssituationen wurden auf diese Grundform bezo­
gen: so gab es Renten für »alte« Arbeiter; Arbeitslosengeld für diejenigen 
»ohne Arbeit«; Bildung und Ausbildung für die »jungen und zukünftigen 
Arbeiter«. Aktivitäten, die nicht auf die entlohnte Arbeit bezogen wurden 
(Kinder gebären und aufziehen zum Beispiel) wurden entweder durch ein 
getrenntes - und unterbewertetes - Programm oder als Zuschlag für die 
»Familien von Arbeitern« eingestuft. Dieses Regime kam in die Krise, als 
es nicht länger möglich war, alle Widersprüche aufzufangen, die daraus re­
sultierten, daß der entlohnte (männliche) Arbeiter nicht mehr länger als 
Staatsbürgerschaftsnorm gelten konnte. Sowohl ökonomische Umstruktu­
rierungen als auch die Forderungen neuer Gruppen nach Anerkennung tru­
gen zu einer Verschiebung der verschiedenen Repräsentationen bei. Das 
Staatsbürgerschaftsregime wurde daher in den letzten beiden Jahrzehnten 
als Teil einer grundsätzlichen Umgestaltung - der »Krise des Fordismus« -
auch selbst grundsätzlich verändert. 
Allerdings verändert sich ein Staatsbürgerschaftsregime weder zügig noch 
problemlos. In Zeiten ökonomischer und politischer Turbulenz, bei einer 
grundsätzlichen Umstrukturierung der Rolle des Staates, der Arbeitsteilung 
zwischen Staat und Markt, wie auch zwischen »öffentlicher« und »priva­
ter« Sphäre, können sich jedoch die Definitionen des »Nationalen« wie 
auch der »Modellstaatsbürger In« verschieben. 10 Staatsbürgerschaftsregime 
werden zu solchen Zeiten besonders leicht unter Druck gesetzt, gerade weil 
sie eine zentrale Komponente des Entwicklungsmodells sind, das gesell­
schaftliche Verhältnisse ordnet und stabilisiert. Wenn das Entwicklungs­
modell in eine Krise gerät, dann ist die Wahrscheinlichkeit groß, daß dies 
ebenso für das darin enthaltene Staatsbürgerschaftsregime gilt (vgl. Jenson 
1989b; 1991). 

10 Zu einer Anwendung dieses Ansatzes für die Definitionen des Nationalen und der Natio­
nalismus-Politik in Kanada siehe Jenson (1993). 
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Die theoretische Annahme der Regulationistlnnen besagt, daß das Ergebnis 
dieser Auseinandersetzungen um neue Rechte, Identitäten und Zugang11 

nie im voraus festliegt. Während man einerseits erwarten kann, daß die hi­
storisch geschaffenen Repertoires und das institutionalisierte Policy-Erbe 
Einfluß auf die künftige Entwicklungsrichtung haben wird, ist es anderer­
seits keineswegs garantiert, daß die Krisenpolitik entlang desselben Ent­
wicklungsstrangs verläuft. Umbruch und Neuorientierung sind möglich. 
Daher können nur Fallstudien darüber Aufschluß geben, ob und wie sich 
möglicherweise allgemeine Muster herauskristallisieren. Als ein Beitrag 
dazu präsentiert dieser Aufsatz den Zerfall des kanadischen Staatsbürger­
schaftsregimes der Nachkriegszeit. 

2. Die Anerkennung von Bürgerinnen 

Grob verallgemeinernd kann man sagen, daß Staatsbürgerschaft ein Sy­
stem von Einschluß und Ausschluß etabliert. Sie definiert Grenzen, indem 
sie den Staatsbürgerschaftsstatus der Eingeschlossenen anerkennt und ihn 
den Ausgeschlossenen verweigert. Diese Feststellung von innen und außen 
führt direkt zu zwei weiteren Dimensionen von Staatsbürgerschaft: Staats­
bürgerschaft als Zuschreibung von Rechten und Staatsbürgerschaft als 
Grundlage des Gefühls von Zugehörigkeit zu einer besonderen Gemein­
schaft (Kymlicka/Norman, 1994:352). Einige Studien zur Staatsbürger­
schaft haben Einschluß und Ausschluß auf die politische Grenze der Na­
tionalität bezogen (Bürgerln eines Landes). 12 Abgrenzungen sind jedoch 
nie auf nationale Grenzen eingeschränkt geblieben. Interne Abgrenzungen 
haben schon immer Jul! citizens, Personen, die alle Bürgerrechte inne hat­
ten, von nationals mit eingeschränkten Rechten, also einer Art »zweiter 
Klasse Bürgerin« getrennt. 13 Diese internen Unterschiede zeigen, wie 

11 Diese drei Dimensionen von Staatsbürgerschaft sind von Wiener (1995) übernommen. 
12 Dies ist ein Element von Staatsbürgerschaft, das Brubaker (1992) anspricht und dabei 

grundsätzlich die beiden Konzepte von Staatsbürgerschaft und Nationalität als überlap­
pend darstellt. Soysal (1994) konzentriert ihre Studie auch auf Nationalität, jedoch mit der 
Intention, die Durchlässigkeit von Staatsbürgerschaftsregimen gegenüber Nicht-Bürgerin­
nen in Ländern mit Gastarbeiterinnen zu demonstrieren. 

13 Verschiedene Untersuchungen haben die rechtliche Dimension von Staatsbürgerschaft 
noch weiter spezifiziert, um so das Ausmaß von Ungleichheit oder eine Hierarchie von 
Rechten innerhalb desselben Staatsbürgerschaftsregimes zu bestimmen. Die Grundfrage 
ist dabei, welche Bürgerinnen haben Zugang zu welchen Rechten. Auch der reale Zugang 
zu dem verfassungsmässig definierten Ideal »universeller Rechte« wurde untersucht. So 
zeigten z. B. Studien zu Staatsbürgerschaft und Geschlecht die ungleiche Verteilung so­
zialer Staatsbürgerschaftsrechte durch Wohlfahrtsstaatsregime, die den männlichen Er­
nährer als Modellbürger betrachteten (Hemes 1987). Es resultieren auch Unterschiede 
daraus, daß einige Sozialprogramme als Staatsbürgerschaftsrechte definiert wurden, wäh­
rend andere Programme eher als Hilfe oder Wohlfahrtsmaßnahme betrachtet wurden 
(Nelson 1990). 
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wichtig die verschiedenen Formen der Anerkennung von Bürgerinnen 
sind. 
Viele Untersuchungen über die Identitätsdimension von Staatsbürgerschaft 
gehen von der Annahme aus, daß die Staatsbürgerschaftspraxis ein Gefühl 
von Gemeinschaftsloyalität unter den Zugehörigen auslöst, quasi als eine 
Art von Dankbarkeit. Tatsächlich wurde seit dem 19. Jahrhundert vielfach 
angenommen, daß die Ausdehnung politischer und mehr noch sozialer 
Rechte, die in der Staatsbürgerschaft eingeschlossen sind, den revolutionä­
ren Drang der Arbeiterklasse beruhigen würde. Die Begründung von Iden­
tität erfolgt hier über Rechte: Zugang zu Rechten wird ein Gefühl von Zu­
gehörigkeit schaffen. l 4 

Eine solche Formulierung greift jedoch zu kurz, um den Inhalt staatsbür­
gerlicher Identität zu beschreiben.Wie erkennen wir eine Bürgerin? Wie 
sieht eine Modellstaatsbürgerin in unterschiedlichen Staatsbürgerschafts­
regimen aus? Was ist die Modellbeziehung zwischen Bürgerinnen und 
Staat? Das Schweigen über solche Fragen ist zweifellos auf drei Tenden­
zen zurückzuführen: Staatsbürgerschaft gilt als nationenbildend, daher 
wird angenommen, daß eine »nationale« Identität aus der Ausdehnung 
von Rechten resultiert; »universelle« Forderungen des Staatsbürger­
schaftsdiskurses werden für die Realität gehalten, ohne daß man sich Re­
chenschaft darüber ablegt, daß Bürgerinnen zweiter-Klasse existieren 
könnten; und eine »gesellschaftszentrierte« Staatstheorie verstellt den 
Blick auf mögliche »Interessen des Staates« an besonderen Repräsenta­
tionen staatsbürgerlicher Identitäten. 15 Wenn wir zu verstehen beginnen, 
daß Staatsbürgerschaft weit mehr als eine Abgrenzung zwischen Natio­
nalbürgerinnen und nicht-Nationalbürgerinnen bedeutet, daß Unter­
schiede zwischen Bürgerinnen bestehen können, und daß staatliche In­
stitutionen an der Politik der Anerkennung beteiligt sind, dann müssen 
wir uns fragen, unter welchen Umständen der Staat die Repräsentation 
seiner Bürgerinnen ändern wird, und wann sich staatsbürgerliche An­
sprüche verändern. 

14 Genau diese Formulierung wurde von den Institutionen der Europäischen Union ange­
wandt, die seit den 70er Jahren explizit an einem Konzept für eine gemeinsame Staats­
bürgerschaft als die Union stützender Strategie gearbeitet haben (Wiener 1995: Kapitel 3). 

15 Sozialdemokraten verschiedener Couleur haben am ehesten Staatsbürgerschaftspolitik als 
eine »politische Auseinandersetzung« angesehen, die normalerweise von der organisier­
ten Arbeiterinnenklasse geführt wird. Aber klassische Marxistinnen, die wenig Interesse 
an »Staatsbürgerschaft« gezeigt haben und den Staat als »bestes politisches Gehäuse für 
den Kapitalismus« betrachtet haben, sahen Rechte lediglich als Belange der bürgerlichen 
Gesellschaft. Zwar wurden einige Korrektive dieser Sichtweise angeboten, denoch gibt es 
relativ wenig Reflexionen zu der Frage warum der Staat daran interessiert sein könnte, 
seine Anerkennung bestimmter Identitäten zu verändern. 
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Im vorliegenden Aufsatz suchen wir nach der Art und Weise, in der staatli­
che Institutionen - sowohl intendiert als auch nicht-intendiert - eine Politik 
der Anerkennung betreiben. Tatsächlich beinhaltet die staatliche Festle­
gung von Rechten und Zugängen, daß der Staat an der Repräsentation von 
Bürgerinnen untereinander teilhat. Staatliche Institutionen haben jedoch 
nie die Macht, diese Identitäten zu »etablieren«. Ansprüche auf Anerken­
nung werden in der Zivilgesellschaft gebildet, oft in Form von Forderun­
gen nach veränderten Machtverhältnissen. Der Staat kann solche Ansprü­
che anerkennen und dadurch einige Identitäten festigen, aber die Identität 
bleibt Besitz der Anspruchstellerin und wird durch eine kollektive Politik 
geschaffen (vgl. Jenson 1991). 16 

In Kanada, wie auch in vielen anderen Ländern, ist das Staatsbürger­
schaftsregime in der Krise und wird unter Druck umstrukturiert. Die neuen 
Bedingungen sind deutlich andere als in Marshalls Welt, die die berühmten 
dreifachen Rechte etabliert hatte. Sie sind sogar verschieden von der Welt, 
in der soziale Bewegungen eine differenzierte Staatsbürgerschaft zu schaf­
fen versuchten. Mehr als ein Jahrzehnt neokonservativ geprägter Politik hat 
neue Definitionsangebote für eine marktorientierte und individualisierte 
Staatsbürgerschaft hervorgebracht. 

3. Gleichberechtigte Staatsbürgerschaft: 
Anerkennung von Kategorien, Öffnen von Zugang 

Das kanadische Staatsbürgerschaftsregime war ein integrierter Teil des 
nach dem Zweiten Weltkrieg vorherrschenden Entwicklungsmodells. 
Wie bei zahlreichen anderen Industrieländern auch war das kanadische 
Modell ein fordistisches, allerdings eines, das ungewöhnlich offen ge­
genüber den Auswirkungen der internationalen Wirtschaft war. Außer­
dem war es weniger sozialdemokratisiert als viele europäische Staats­
bürgerschaftsregime (Jenson 1989a). Die besondere Prägung dieses Mo­
dells ist auf einen Wandel der Machtverhältnisse zwischen Bund und 
Provinzen zurückzuführen. Als Ergebnis der Finanzkrise der Provinzen 
in den 30er Jahren und den Anforderungen der Kriegsmobilisierung 
konnte die bundesstaatliche Ebene in Wirtschaft und Gesellschaft weit 
mehr Autorität als je zuvor gewinnen. Daher war sie in der Lage, den ka­
nadischen Wohlfahrtsstaat einschließlich des Staatsbürgerschaftsregimes 
zu formen sowie neue soziale Rechte zu etablieren, was in zwei Schüben 

16 Dies wird hier hervorgehoben, da es in der kanadischen Politikwissenschaft eine starke 
Tendenz gibt, die gegenwärtige Spannbreite der Ansprüche von Akteurinnen an staatliche 
Politik fast ausschließlich auf das Handeln von Staatsinstitutionen zurückzuführen. Siehe 
z. B. Caims (1995: 182, 190, 202), der die gegenwärtige Art von Identitätspolitik auf die 
Charta zurückführt. Die These von Pals (1993: 279) ist, daß der Staat durch das Innenmi­
nisterium die Gruppenidentitäten schafft, indem er die Gruppen unterstützt. 
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geschah: in einem zu Beginn der 40er Jahre und einem weiteren in den 
60er Jahren. 1 7 

Die gesetzliche Regelung der kanadischen Staatsbürgerschaft im »Citizen­
ship Act« von 1946 fiel in die ersten Jahre des fordistischen Entwick­
lungsmodells.18 Die Turbulenzen der ökonomischen und politischen Be­
dingungen zu Kriegszeiten gaben den Anstoß zu der Herausbildung eines 
Staatsbürgerschaftdiskurses, der das Staatsbürgerschaftsregime über die 
nächsten vier Dekaden hinweg bestimmte (Bourque/Duchastel i.E.) 
Befürchtungen über mangelnde Loyalität von Immigrantlnnen aus gegneri­
schen Staaten sowie die Notwendigkeit, Unterstützung für den Krieg zu 
mobilisieren, bildeten die Basis für eine neue staatliche Institution, die 
»Staatsbürgerschaftsabteilung« ( citizenship branch), die schließlich im In­
nenministerium angesiedelt wurde. 1944 wurde dieser neuen Abteilung ein 
Sammelsurium von Kompetenzen übertragen, einschließlich der Förderung 
weiblicher Teilnahme an den Kriegsanstrengungen und »Fitnessprogram­
men mit Volkstanz«. Die Grundlage war jedoch das Staatsbürgerschafts­
ausbildungsprogramm (Pal 1993: 75-76). 
In der Nachkriegsjahren wurde die Sorge um Loyalität durch Identität er­
setzt. Zur Einführung des Staatsbürgerschaftsgesetzes sagte der Innenmini­
ster, daß dieses Gesetz »einen Gemeinschaftsstatus für alle Menschen in 
diesem Lande bringen wird, der sie als Kanadierinnen zusammenhält« (Pal 
1993: 79). Diese Identität zu schaffen und die Staatsbürgerschaft auszu­
formen, lag jedoch nicht allein in der Verantwortung des Staates. Diese 
Aufgabe wurde geteilt, bzw. »ausgelagert«. Schon 1951 vergab die Abtei­
lung Gelder an freiwillige Organisationen für Programme im Staatsbürger­
schaftsbereich (Pa! 1993: 85). Diese Teilung der Verantwortung war eine 
logische Folge der Gesellschaftssicht der Staatsbürgerschaftsabteilung. 

»Die [Staatsbürgerschafts]Abteilung hat wiederholt deutlich gemacht, daß ihr Konzept von 
Staatsbürgerschaft auf einem Pankanadismus aufbaut, der eine gemeinsame »kanadische« Ge­
schichte beinhaltete, einige alte Vorurteile ausräumte und nüchtern seine Verantwortung ein­
zuschätzen vermochte .... die Abteilung operierte in der Tat mit einem eigentümlich organi­
schen Verständnis von Gesellschaft: ihre Mission war es, den Gruppen zu helfen, die Indivi­
duen in einer Gemeinschaft miteinander zu verknüpfen, die sich über ihre Aufgabe, eine ver­
antwortliche, demokratische Regierung zu unterstützen im klaren war,« (Pa] 1993: 85-86) 

17 Jedoch blieb der Föderalismus die zentrale politische Institution in Kanada. Allerdings 
gaben die nationalen Institutionen, die in der Ära von Kanadas durchlässigem Fordismus 
etabliert wurden, den Kanadierinnen dieselben sozialen und ökonomischen Rechte und 
Vergünstigungen, ohne Rücksicht auf ihren Wohnort. Dies war aufgrund eines Finanz­
transfers möglich, obwohl die Provinzen die Hoheit über zahlreiche Sozial- und Arbeits­
bereiche sowie den Ausbildungs- und den Gesundheitssektor hatten. Verhandlungen und 
Verträge zwischen dem Bund und den Provinzen wurden zum Herzstück dieses Modells. 

18 Wie Tilly (! 989) gezeigt hat, gingen Staatswerdung und Krieg historisch Hand in Hand. 
Das Kanada der 40er Jahre stellt darin keine Ausnahme dar. 
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Daher waren die Grundprinzipien des Nachkriegsstaatsbürgerschaftsregi­
mes auch nicht einfach als liberale zu bezeichnen; kollektive Verantwort­
lichkeit existierte und der Staat hatte seinen Platz als Ausdruck und Garant 
dieser Gemeinschaftlichkeit. 19 Auch war die geförderte staatsbürgerliche 
Identität eine nationale und paßte damit zu den anderen Institutionen, die 
den Fordismus regulierten. So entstand erstmalig ein gesamtkanadisches 
Parteiensystem (Smith 1988), und von der Massey Commission on the Arts 
wurde in den frühen 50er Jahren der Schutz einer eigenen nationalen Kul­
tur, die sich auch in einer »kanadischen« Literatur ausdrückte, zum Ziel 
erklärt. 
Zusätzlich dehnte der Staat gesamtkanadische soziale und ökonomische 
Staatsbürgerschaftsrechte aus, von denen einige eine direkte Verbindung 
zwischen dem Einzelnen und der Bundesregierung herstellten. Die Famili­
enhilfe und die Renten wurden von der Bundesregierung ausgezahlt. Ar­
beitslosengeld war ein landesweites Programm; die Arbeitslosen holten 
sich ihre Unterstützung in einem Büro des Bundes ab, wobei ihr Wohnort 
keine Rolle spielte.20 So wurde zum ersten Mal die Vorstellung von indi­
viduellen »Kanadierinnen« und einem Set nationaler Institutionen zum Be­
standteil des Alltagslebens. Ein zusätzlicher Aspekt dieser Programme wa­
ren die in den 50er Jahren beginnenden Finanztransfers zwischen den Pro­
vinzen, die dazu bestimmt waren, die regionalen Unterschiede des Steu­
eraufkommens und der Ausstattung zu minimieren. Alle Kanadierinnen 
sollten die gleichen Lebenschancen haben - egal ob sie im wohlhabenden 
Toronto oder im verarmten Neufundland lebten. 
Die Ausweitung sozialer und ökonomischer Rechte hielt durch die 60er 
Jahre hindurch, die den Höhepunkt des kanadischen Fordismus bildeten, 
an. Innerhalb des Nachkriegsregimes gab es keinen radikalen Bruch. Ein 
Diskurs der Gleichberechtigung und der sozialen Entwicklung ersetzte die 
liberale Begründung sozialer Rechte vorheriger Jahrzehnte (Maioni 1994). 
Zusätzlich gab es seit den 50er Jahren Programme zur Angleichung der 
Entlohnung, die nationale Standards für das Pro-Kopfeinkommen der Pro­
vinzen setzten. Die 60er Jahre brachten eine zweite Welle der Ausdehnung 
fordistischer Institutionen und es gab ein wachsendes Bewußtsein für 
Gleichstellungsfragen. In diesen Jahren unterschieden sich die sozialen 

19 Dieses Verständnis von staatlicher Verantwortung für kollektive Ziele wie auch die Vor­
stellung, daß derartige Ziele existieren, ist ein Erbe sowohl der kanadischen Tories wie 
der Sozialdemokraten (vgl. Horowitz 1968). Für eine Analyse der Veränderungen, die 
von diesem Prinzip weg und zur Reform der Sozialpolitik führte, vgl. Maioni (1994: 
117ft). 

20 Allerdings wurden seit 1966 Kompetenzen auch wieder in die Provinzen verlagert, so daß 
es auf der Basis solcher institutioneller A1Tangements nicht überrascht, daß die Provinz­
identitäten stark blieben und oft mit der Identität als Kanadierin konkurrierten. 
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Rechte kanadischer Staatsbürgerlnnen noch deutlicher von denen in den 
USA (Noel et al. 1993: 185-86). 
Der Diskurs von Gleichberechtigung und sozialer Gerechtigkeit war über­
zeugend und führte zu einer ganzen Reihe von Vorschlägen: von der Par­
teienfinanzierung bis zur Krankenfürsorge. Eine breite Vielfalt von Insti­
tutionen beteiligte sich daran, den Staatsbürgerinnen Zugang zum Staat zu 
verschaffen. Dabei waren nicht Individuen, sondern Organisationen die 
Hauptakteure. In den 40er Jahren und dann wieder in den 60em gewannen 
die Gewerkschaften an Bedeutung und erreichten das kollektive Vertre­
tungsrecht für ihre Mitglieder gegenüber Arbeitgebern und Staat. Die Par­
teien veränderten ihre Gestalt und entwickelten elaboriertere Methoden der 
internen Diskussion und der Auswahl ihres Führungspersonals. Schließlich 
organisierte sich auch die New Democratic Party als Vertretung der Inter­
essen von Arbeiterinnen und ihren Organisationen. In den 80er Jahren 
brachte die nationalistische Bewegung Quebecs, gefolgt von der englisch­
kanadischen nationalistischen Bewegung, Parteien und Verbände hervor. 
Frauen in Quebec gründeten in den 60er Jahren einen Dachverband, um für 
Frieden und gegen Atomwaffen zu arbeiten. 
Die Sorge um eine »kanadische« Identität blühte. Teilweise war dies auf die 
Quebecer Nationalistlnnen zurückzuführen, die das übrige Kanada mit der 
Frage konfrontierte, was die Existenz zweier Sprachgruppen für die Definition 
des Landes bedeutete. Ergebnisse dieser Herausforderung waren der Official 
Languages Act (1969) und die Erarbeitung einer multikulturellen Politik 
(1971), sowie ein neues Interesse an der Staatsbürgerschaftsabteilung des 
Innenministeriums, die die Verantwortung für multikulturelle Programme 
und für die Official Language Minority Groups (Anm.d.Ü.: Gruppen, de­
ren Sprache als eine Minoritätensprache anerkannt ist) erhielt. 
Die Herausforderung bestand jedoch nicht lediglich in der Sprache. Die 
Strategie der Quebecer Nationalistlnnen war es, den Staat für ihr Ent­
wicklungsprojekt einzuspannen, insbesondere, um einen hochentwickelten, 
säkularen und vor allen Dingen aktiven Staat zu schaffen, der die Fähigkeit 
haben sollte, die Quebecer Gesellschaft in die Modeme zu katapultieren. 
Zentrale Elemente waren dabei die Eliminierung religiöser Institutionen im 
Gesundheits- und Ausbildungsbereich und die Entwicklung von Sozialpro­
grammen für die französisch sprechenden Quebeckerlnnen. Der Ausbau 
des kanadischen Wohlfahrtsstaates war sowohl eine Antwort auf die aus 
Quebec kommenden Initiativen wie auch eine Reaktion auf den verstärkten 
Diskurs über soziale Gerechtigkeit, der von Motiven, die auf die Bildung 
einer Nation abzielten, überlagert war. Fragen der Gleichberechtigung 
wurden damit zu Fragen von nationaler Identität. 
Eine ähnliche Vermischung von Themen gab es auch durch die englisch­
kanadische nationalistische Bewegung, die in den 60er Jahren entstanden 
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war. Angesichts des wachsenden Einflusses der USA in Wirtschaft und 
Kultur warnten sowohl die Linke als auch die Rechte, daß Kanada einen 
Verlust von Souveränität und Identität riskiere (Grant 1963, Taylor 1970). 
Nur ein Staat, der aktiv eine ökonomische Strategie zur Unterstützung ka­
nadischer Kultur, kanadischen Besitzes und der Aufrechterhaltung kanadi­
scher »Besonderheit« verfolge, könne diese Bedrohung von Kanadas kul­
tureller, ökonomischer und politischer Autonomie abwehren. 
Nationalistische Bewegungen haben diese Themen in die Zivilgesellschaft ge­
tragen, aber dieser Diskurs wurde mittels verschiedener Kommissionen zur 
Zukunft Kanadas auch in den staatlichen Institutionen geführt. Insbesondere 
die Royal Commission on Bilingualism and Biculturalism war eine wichti­
ge Quelle neuer Ideen. Das erneute Aufleben der Sozialdemokratie mit der 
Gründung der NDP (National Democratic Party) 1961 zwang die Libera­
len, über ihre politische Strategie nachzudenken. Während dessen ging die 
städtische Linke - angeführt von einer Leitfigur des kanadischen Nach­
kriegsinternationalismus, Lester B. Pearson, und danach von Pierre Trude­
au auf die Liberalen zu. Der progressive Diskurs sozialer Gerechtigkeit 
erlangte so eine stärkere Position innerhalb der Liberalen Partei. 21 

Die Reform des Wahlsystems und der Parteienfinanzierung wurde durch 
das Ziel einer gleichen Behandlung aller Parteien durch die Medien sowie 
durch die Anerkennung der Tatsache, daß die Ressourcen der verschiede­
nen sozialen Gruppen recht ungleich waren, bestimmt. Nachdem das 
Wahlsystem erstmals 1974 von allen politischen Parteien anerkannt wurde, 
konnte in der Folge der Zugang der Parteien zu den Medien reguliert, die 
Wahlkampffinanzierung der reichsten Parteien begrenzt und öffentliche 
Gelder für die weniger bemittelten Kandidaten bereitgestellt werden 
(Paltiel 1970). Auch wurden Gesetze zur Regulierung des Verhaltens von 
professionellen Lobbyistlnnen formuliert (Prass/Stewart 1993: 112-14 ). 
Gleichberechtigter Zugang und fairer Wettbewerb wurden als ein integraler 
Bestandteil der Demokratie angesehen. Die Verwirklichung der politischen 
Staatsbürgerschaftsrechte erforderten sowohl Regulierung und wie auch 
staatliche Unterstützung für diese Basisinstitutionen, die den Bürgerlnnen 
Zugang zu ihren Rechten garantierten. 
Zusätzlich erhöhte der Staat seine Unterstützung für andere intermediäre 
Organisationen. So erweiterte die Staatsbürgerschaftsabteilung des Innen­
ministeriums ihre identitätsbildenden Aktivitäten in den frühen 70er Jah­
ren. Sie finanzierte verstärkt Verbände, die diejenigen Bürgerinnen organi­
sierten, deren Identität durch die staatliche Politik gefördert werden sollte: 
inbesondere multikulturelle Gruppen und Official Language Minorities. 

21 Kanada's »Makler-Parteien« (wie die Liberalen) umfaßten immer ein breites Spektrum 
von Positionen. Daher ist bei ihnen vor allem das interne Kräftegleichgewicht wichtig. 
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Das Ministerium unterstützte jedoch auch Gruppen, die sozial Benachtei­
ligte repräsentierten, sowie Frauen- und Eingeborenengruppen. Bemard 
Ostry, ein früherer, für Staatsbürgerschaft verantwortlicher Beamter sagte, 
Ziel der Abteilung sei es 

»hauptsächlich durch Programme, die die Partizipation unterstützten und das Gefühl sozialer 
Ungleichheit minderten, ein Gefühl kanadischer Staatsbürgerschaft zu entwickeln und zu ver­
stärken« (zit. n. Pal, 1993: 109). 

1974 wurde das »Women's Program« als separate Abteilung des Ministeri­
ums geschaffen. Ziel des Programms war es, die Organisation kollektiver 
Aktivitäten zu unterstützen und voranzutreiben, indem es die Basisfinan­
zierung für Frauenzentren und Frauenrechtsgruppen, die von den Gemein­
den getragen wurden, bereitstellte. In der Programmevaluierung, die das 
Innenministerium durchführte, wird betont: 

»Die dem Women's Program zugrundeliegende Philosophie zielt nicht darauf ab, Einzelperso­
nen Ausgleichszahlungen zu verschaffen. Es wird vielmehr angenommen, daß schwache und 
benachteiligte Teile der Bevölkerung nur durch Organisation und kollektive Aktionen ihre 
Lage verbessern können.« (Canada Dept. of Secretary of State 1985: 19) 

Die Repräsentation von Frauen als einer eigenständigen Kategorie von 
Bürgerinnen wurde Mitte der 70er Jahre noch durch die Gründung zweier 
weiterer Institutionen verstärkt. Zuerst wurde die CACSW (Canadian Ad­
visory Council on the Status of Woman) als eine halb-autonome Körper­
schaft zur Durchführung von Forschungs- und Regierungsberatung in 
Frauenfragen eingerichtet. Dann wurde »Status of W omen« als eine eigen­
ständige Abteilung eingerichtet. Alle drei Institutionen wurden als 
» W omen's State« bekannt. 22 

Aber nicht nur das Innenministerium finanzierte intermediäre Institutionen 
der Zivilgesellschaft, auch andere Abteilungen der Bundesregierung ver­
fuhren so. Derartige Finanzierungen gründeten in der Annahme, daß starke 
Organisationen der Bürgerinnen für eine gesunde Gesellschaft wichtig sei­
en, und in der Auffassung, daß der Staat dafür verantwortlich sei, den Bür­
ger Innen die Ausübung ihrer Rechte zu ermöglichen. Wenn einige Interes­
sen derart benachteiligt wurden, daß ihre kollektive Artikulation schwierig 
wurde, dann war staatliche Unterstützung (inklusive Finanzierung) not­
wendig, um gleichberechtigten Zugang und faire Repräsentation zu ge­
währleisten (Phillips 1991: 196-97). 
Wir können nun das Staatsbürgerschaftsregime des goldenen Zeitalters des 
kanadischen Fordismus folgendermaßen zusam111enfassen: Soziale Ge­
rechtigkeit und Gleichberechtigung waren zentrale Ziele dieses Regimes. 

22 Der BegriffWomen's State wurde von Sue Findlay (1987) geprägt. Er ist mittlerweile all­
gemein gebräuchlich, um das Women's Program, die CACSW und Status of Women so­
wie eine Reihe kleinerer Programme in anderen Abteilungen, die auch für Fraueninteres­
sen zuständig sind, zu bezeichnen. 
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Die Staatsbürgerlnnen erhielten neue soziale und ökonomische Rechte 
durch Umverteilung in einem gesamtkanadischen System und es wurden 
Anstrengungen für einen gleichberechtigten Zugang zur politischen Macht 
unternommen. 
Der Diskurs dieses Regimes verband die Konsolidierung einer kanadischen 
Identität mit der Gleichbehandlung benachteiligter Gruppen. Als ein Er­
gebnis erhielten sog. »advocacy-groups«, die sich um soziale Gerechtigkeit 
für Frauen, Behinderte, indigene Völker und Minderheiten jeglicher Art 
bemühten, einen diskursiven Raum, um ihre Forderungen nach »katego­
rialer Gleichberechtigung« zu stellen (Jenson 1991). 
Den Kulminationspunkt dieses Regimes bildete die »Charter of Rights and 
Freedoms«. Einerseits stattete sie die Bürgerinnen mit gesamtkanadischen 
Rechten aus und stellte damit gleichzeitig fest, daß die Unterschiede zwi­
schen den Provinzen abgebaut werden müssen. Die Bundesregierung hatte 
dies 1960 mit einer »Bill of Rights« versucht, war aber nicht in der Lage 
gewesen, die Opposition der Provinzen zu überwinden (Caims 1995: 189, 
198). Die Verankerung gesamtkanadischer Staatsbürgerschaftsrechte in der 
Verfassung dauerte bis 1982 und gelang dann auch nur auf Kosten des 
Ausschlusses von Quebec. Gleichzeitig schloß die »Charter of Rights and 
Freedom« auch kollektive Rechte und ihren Schutz, sowie die Anerken­
nung der multinationalen Zusammensetzung Kanadas und die V erantwor­
tung des Staates für die Beseitigung vergangener Ungleichheiten ein. Da­
mit stellte die Charter eine verfassungsmässige Anerkennung von vielen 
Gruppen her, die schon früher durch die staatliche Finanzierung unterstützt 
worden waren. 
Es ist wichtig festzuhalten, daß die Charter zugleich Höhepunkt wie auch 
Beginn der Destabilisierung des Staatsbürgerschaftsregimes der Nach­
kriegszeit war. Die Verankerung des Regimes in der Verfassung fand ge­
rade zu der Zeit statt, als die Politiker zu verstehen begannen, daß das for­
distische Regime an seine Grenzen gelangt war. Langsam aber sicher be­
gann sich eine neokonservative Agenda in der Bundesregierung, den Wirt­
schaftskreisen, im Parteiensystem und in verschiedenen Interessengruppen 
herauszubilden. Die Opposition gegenüber »besonderen Interessen« wie 
auch gegen Staatsausgaben und ökonomische Gleichberechtigung kam 
langsam hervor. Damit wurde aber auch das bisherige Staatsbürgerschafts­
regime in Frage gestellt. 
Mit der zunehmender Krise des Fordismus und einer immer deutlicher 
werdenden neokonservativen Agenda wurden die Widersprüche unüber­
sehbar. Institutionen und Gruppen, die den Zugang zu Rechten förderten 
und staatliche Gelder zur Beseitigung sozialer Ungleichheiten verlangten, 
wurden mit der post-fordistischen Einschränkung der staatlichen Hilfen zur 
Realisierung ökonomischer und politischer Staatsbürgerschaftsrechte kon-
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frontiert. Als der kanadische Staat begann, nicht nur Sozialprogramme zu 
kürzen, sondern auch die Grundprinzipien der sozialen und ökonomischen 
Staatsbürgerschaft über eine Sozialreform neu zu definieren, wurde er von 
den verschiedensten Gruppen, die benachteiligte Interessen repräsentierten, 
angegriffen. 
In den 90er Jahren begann der Staat darüber nachzudenken, ob es sinnvoll 
war, weiterhin seine Kritikerinnen zu finanzieren. Allerdings kann die ge­
kürzte Unterstützung der intermediären Institutionen nicht nur als Konse­
quenz eines schlau gewordenen Staates, der sich von seinen nervenden 
Kritikerinnen trennen will, interpretiert werden. Das Staatsbürgerschafts­
regime wurde rekonstituiert. Die Anerkennung von Staatsbürgerinnen ver­
lief nicht mehr über die intermediären Institutionen, stattdessen wurde die 
Verantwortung für die Härten des Lebens individualisiert. In einer ähnli­
chen Weise veränderte sich der Diskurs über den Zugang zu Rechten, in­
dem die Repräsentation buchstäblich zu Markte getragen wurde. 

4. Die Veränderung des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft 

Die Krise des fordistischen Entwicklungsmodells, die in allen entwickelten 
Industrieländern in der Mitte der 70er Jahre eintrat, traf Kanada in beson­
derer Weise, da es sich hier sowohl um eine hochindustrialisierte Wirt­
schaft als auch um eine umfangreiche Rohstoffproduktion handelte. Die 
Erkenntnis der Ernsthaftigkeit der Krise und die Entwicklung einer politi­
schen Gegenstrategie wurde aber bis spät in die 80er Jahre hinausgescho­
ben (N oel et al. 1993 ). 
Da die politische Regulation innerhalb des Nachkriegsmodells vor allem 
die Institutionen des Föderalismus beeinflußt hatte, manifestierte sich die 
Krise des Fordismus auch als Verfassungskrise (Jenson 1989a). Verfas­
sungspolitik war das Gebiet, auf dem der größte Teil der aktuellen Debat­
ten über die wirtschaftliche Umstrukturierung ausgefochten wurde. Ein 
Wandel konnte nur schwer durchgesetzt werden, da er das Handeln von 11 
Regierungen voraussetzte. Und schließlich ist eine Verfassungreform auch 
eine äußerst umständliche Art, Veränderungen in der Wirtschafts- und So­
zialpolitik zu initiieren. Es überrascht daher nicht, daß die Veränderungen, 
die vorgenommen wurden, vor allem Einzelpersonen betrafen, etwa über 
das Steuersystem (Gray 1990; Rice/Prince 1993). 
In der Debatte über die wirtschaftliche Umstrukturierungen wurden nicht 
nur ökonomische Fragen angesprochen, es wurden auch Forderungen nach 
Demokratie und Transparenz laut. Viele zivilgesellschaftliche Gruppen 
werteten die Entwicklung der 80er Jahre, vor allem das Free Trade Agree­
ment mit den USA, als ein Zeichen dafür, daß der Staat aufgehört hatte, auf 
die Bürgerinnen zu hören. Daraus resultierte die Zunahme öffentlicher 
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»Anhörungen« und neuer Formen von »Partnerschaften« in der Ausfüh­
rung politischer Programme (Phillips 1991). Obwohl beides als Ausdeh­
nung des Raumes staatsbürgerlicher Aktivität angesehen werden kann, ist 
es wichtig, sie in ihrem jeweiligen Kontext zu betrachten: sie wurden beide 
durch institutionelle Aktivitäten des Staates oder der Parteien begleitet, 
wodurch ihre Rolle als Repräsentationsraum für organisierte Interessen 
eingeschränkt wurde. 
Das veränderte Verhältnis von Staat und Gesellschaft wirkte sich in einer 
Reduzierung der Unterstützung von Gruppen, die benachteiligte Interessen 
repräsentieren, aus. Es wurden nun weniger Kategorien von Staatsbürge­
rinnen als unterstützungswürdig anerkannt und die Mittel zur Durchset­
zung ihrer Belange wurden gekürzt. Am deutlichsten war hier die zuneh­
mende Veränderung des Women's State im Jahre 1995. Auch wurde die 
Fähigkeit der »advocacy-groups« Bürgerinnen gegenüber dem Staat zu re­
präsentieren, in Frage gestellt. Schließlich wurden auch soziale Dienstlei­
stungen und Programme umstrukturiert. Sie waren nun weniger von so­
zialer Gerechtigkeit und dem Pan-Kanadismus geprägt. Stattdessen wurden 
sie dezentralisiert, was vermutlich viele verschiedene Formen von Zugehö­
rigkeit und unterschiedliche Leistungsniveaus produzieren wird. Berück­
sichtigt man diese Zusammenhänge, dann wird auch klar (was schon das 
Zitat am Anfang des Papiers andeutete), daß die Kürzungen in der Ge­
sundheitsfürsorge auch die Definition der Nation in Frage stellen. 

Institutioneller Wandel 

Der institutionelle Wandel innerhalb der Bundesregierung hat die Zahl der an­
erkannten Interessengruppen vermindert und zur Schließung verschiedener 
kritisch orientierter Zentren geführt. So begann man die Abteilung der Re­
gierung, die am weitestgehenden in die Staatsbürgerschaftspolitik und die 
Entwicklung von sozialen Programmen involviert war, abzubauen. Nach­
dem 1993 Kirn Campbell das Amt der Premierministerin angetreten hatte, 
wurden viele Programme des Innenministeriums aufgegeben oder in ande­
ren Abteilungen plaziert, so daß sie nicht mehr entsprechend ihrer ur­
sprünglichen Intension fortgeführt werden konnten. Außerdem waren viele 
gesellschaftliche Interessen nicht mehr im Kabinett repräsentiert. Unter 
dem Deckmantel überschüssige Regierungsausgaben zu kürzen, wurde der 
Umfang des Kabinetts unter Campbell auf 25 und unter der liberalen Re­
gierung von Jean Chretien auf 23 Mitglieder reduziert, während es unter 
Mulroney eine Höchstzahl von 40 Mitgliedern gab, die u.a. Jugendliche, 
Seniorinnen und kleine Betriebe repräsentierten.23 

23 Unter Chretien wurden die früheren Ministerien für Multikulturalismus und Frauen fusio­
niert und nur noch von einem »Staatssekretär« vertreten. 
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Ebenso wurden halböffentliche Körperschaften, die zwischen Zivilgesell­
schaft und Staat standen, wegrationalisiert. 1992 wurden sowohl der »Eco­
nomic Council of Canada« wie auch der »Science Council«, beides bera­
tende Körperschaften der Regierung, aufgelöst. Begründet wurde dies mit 
dem Argument, private Forschungsinstitute seien angemessenere Bera­
tungseinrichtungen.24 1995 wurde auch das CACSW, mit der Begründung 
man wolle doppelte Aktivitäten vermeiden und somit die öffentlichen Lei­
stungen verbessern, stillgelegt. 
Das Parlament und die politischen Parteien haben ebenfalls zur V erände­
rung der Institutionen beigetragen. So hat während des letzten Jahrzehnts 
die repräsentative Fähigkeit von Kanadas »Maklerparteien« abgenommen 
und aus Unzufriedenheit haben sich viele Menschen Interessengruppen zu­
gewandt, die Kampagnen zu den wichtigsten Angelegenheiten durchfüh­
ren. Weder im Wahlkampf von 1988 noch in der Auseinandersetzung um 
die Verfassung 1992 war es den Parteien möglich, die Debatte zu dominie­
ren (Clarke et al. 1996, Hiebert 1991). Im Verfassungsreferendum wurde 
das von der Regierung vorgelegte Dokument nach einer Kampagne, in der 
sich insbesondere das »National Action Committee on the Status of Wo­
men<< (NAC) engagierte, abgelehnt (Pal/Seidle 1993). Die Referen­
dumsniederlage wurde weitgehend als eine Niederlage von »Eliten« inter­
pretiert, auf welche die Liberale Partei im Wahlkampf von 1993 mit dem 
Versprechen reagierte, die Rolle des Parlaments zu stärken und mit mehr 
Offenheit und Integrität zu regieren (Liberal Party 1993: 92). 
Ironischerweise wurde die rechtspopulistische Reform Party zur Nutznie­
sserin dieser Politikverdrossenheit und des verstärkten Gewichts der Rolle 
des Parlaments. Diese Populistlnnen argumentieren, daß die einzige legi­
time Repräsentationsform die direkte Verbindung zwischen den Individuen 
und ihren Abgeordneten ist. Diese »advocacy-groups« werden in dem Dis­
kurs der Partei delegitimiert, es seien keine »echten Kanadierinnen«. 
Die Kritik an den »besonderen Interessen« hat bis weit über die Abgeord­
neten der Reformpartei hinaus Widerhall gefunden. Tatsächlich scheint der 
Konflikt zwischen den »advocacy-groups« und den gewählten Abgeord­
neten, eine »Wir oder sie« Mentalität hervorgerufen zu haben. Parteien und 
Parlament versuchen die Repräsentation zu monopolisieren. So verfiel z.B. 
auch der Bericht der Royal Commission on Electoral Reform and Party 
Financing (RCERPF), deren Hauptziel die Stärkung der repräsentativen 
Fähigkeiten der politischen Parteien war, in die Sprache der besonderen 
Interessen. Die RCERPF war eine starke Verfechterin der Legitimität öf­
fentlicher Parteifinanzierung und staatlicher Unterstützung, um eine faire 

24 So lagerte die Bundesregierung z.B. 1992 die Organisation von öffentlichen Anhörungen 
über die Verfassung und 1994 über den Staatshaushalt in private Forschungsinstitute aus. 
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und gleichberechtigte Repräsentanz benachteiligter Gruppen zu sichern. Der 
Bericht bestand jedoch auf der Beibehaltung des Unterschiedes zwischen 
»guter« Repräsentation durch starke Parteien und der Repräsentation »beson­
derer Interessen« durch Interessengruppen (Dobrowolsky/Jenson 1993). 

Der Abbau des »Women's State« 

Der Abbau, der im Hinblick auf den Haushalt relativ unwichtigen Bun­
desinstitutionen für Frauen, hat weitreichende Auswirkungen. Die Institu­
tionen des »Women's State« entstanden in den 70er Jahren als Antwort auf 
die Forderungen der Frauen nach realen Staatsbürgerschaftsrechten, die die 
Benachteilung von Frauen aufheben würden. 
Wie schon oben erwähnt wurde, lagen die Ursprünge des W omen's Pro gram 
( einer der wichtigsten Institutionen des W omen's State) in der Staatsbürger­
schaftsabteilung des Innenministeriums und sein explizites Ziel war es, die 
Möglichkeiten zu politischer Aktion und Organisation von Frauen zu ver­
bessern. Von Anfang an definierten sich die Feministinnen, die dieses Pro­
gramm leiteten, als Anwältinnen der Frauenbewegung, der gegenüber sie 
sich auch verantwortlich fühlten. Sie entwickelten enge Verbindung zu 
Frauengruppen und suchten nach Wegen, um staatliche Ressourcen für die 
Frauenbewegung zu mobilisieren (Findlay 1987: 39-40). Der ursprüngliche 
Haushalt für das Women's Program war minimal, 200.000 CA$ für das 
Jahr 1974, aber 1985 umfasste er schon 10.8 Mio. CA$. 
Das W omen's Pro gram war mit Staatsbediensteten besetzt und war abgese­
hen von seinen Zielgruppen sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
Staates wenig sichtbar. Diese relative Unsichtbarkeit endete auf dramati­
sche Weise Mitte der 80er Jahre als das Women's Program mit einer neu 
entstandenen antifeministischen Gruppe, »REAL Women« konfrontiert 
wurde und sich die Frage stellte, ob das Programm nur feministische 
Gruppen oder auch konservative Organisationen finanzieren sollte. 25 Der 
Druck nahm zu, als NAC, ein aktiver Verband von Frauengruppen, 1986-
88 die Opposition gegen das Free Trade Agreement (FT A) mit den USA 
anführte (Bashevkin 1991: Kap. 6). NAC erhielt einen Großteil seiner 
Mittel aus dem Women's Program, 1989 wurde die Finanzierung des Pro­
gramms eingefroren und 1990 wurden signifikante Kürzungen angekün-

25 Das Programm verweigerte die Bereitstellung von Mitteln für REAL (Realistic, Equal and 
Active for Life) Women. Die Organisation war rechtslastig und zielte auf die Aufrechter­
haltung traditioneller Geschlechterverhältnisse ab, anstatt Frauen das »Erforschen aller 
Optionen« zuzugestehen. Konservative Parlamentsmitglieder wurden für REAL Women 
mobilisiert und begannen von der Regierung Erklärungen über die alleinige Finanzierung 
»feministischer« Gruppen und Projekte. einzufordern. In den folgenden Jahren gelang es 
der Gruppe, Geld aus dem Programm zu erhplten. 
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digt.26 Diese Kürzungen hielten auch an, als 1993 die Liberalen den Kon­
servativen in der Regierung folgten. 
Die zweite wichtige Institution des Women's State, das CACSW (Canadian 
Advisory Council on the Status of Woman), wurde 1973 als eine unabhän­
gige Beratungsstelle gegründet, die nur gegenüber dem zuständigen Mini­
sterium verantwortlich war. Die Stärke der Beratungsstelle lag in ihrer un­
abhängigen Forschungskapazität, obwohl diese auf der Basis eines mini­
malen Haushalts operierte (Burt 1995: 375). 
Ein entscheidender Vorfall ereignete sich 1981 als das Ministerium das 
CACSW dazu zwang, eine Konferenz über die Regierungsvorschläge zur 
Verfassungsreform abzusagen, da eine zu kritische Haltung befürchtet 
wurde. Während dieser Vorfall die Frauenbewegung mobilisierte, blieb 
unter dem Strich ein großer Verlust für das CACSW (Korne 1983). Inner­
halb des Staates galt das Council nur noch als Vertreter der Frauenbewe­
gu.ng. Gleichzeitig hatte es aber nicht die volle Unterstützung der Frauen­
bewegung, die dem Council vorwarf, durch Selbstzensur eine Wiederho­
lung von 1981 vermeiden zu wollen (Findlay 1988: 90, Burt 1995). 
Der Women's State wurde 1995 ohne große Öffentlichkeit faktisch abge­
schafft. Women's Program und Status of Women wurden zusammenge­
schlossen, das CACSW aufgelöst. Die Regierung erklärte diese Entschei­
dungen in vielfältiger Weise. Die wichtigste Rechtfertigung war eine Effi­
zienzsteigerung und Kostensenkung durch die Vermeidung von Doppelan­
geboten. Tatsächlich gab es aber kaum Überlappungen außer der Tatsache, 
daß alle drei Institutionen das Wort »Women« im Titel trugen.27 Viel Geld 
wurde durch diese Reorganisation auch nicht gespart. 

Angriffe auf die Kapazität und Glaubwürdigkeit der »advocacy-groups« 

Der Wandel im Staatsbürgerschaftsregime manifestierte sich auch im di­
rekten Angriff auf die Glaubwürdigkeit und die Organisationsbasis der 
»advocacy-groups«. Ein erster Schritt war die Reduzierung der direkten 
Finanzierung. 1986-87 begann die konservative Regierung Stipendien und 
Beiträge selektiv zu kürzen.28 Oft wurde damit die öffentliche Reaktion 
auf diese Aktionen getestet. 

26 Vor allem wurde die Grundfinanzierung zugunsten der Projektfinanzierung gekürzt. Im 
Resultat wurden die Mittel fürNAC halbiert (Philips 1991: 196-205). 

27 Die drei Körperschaften waren für sehr unterschiedliche Funktionen zuständig. Das Wo­
men's Program war für Stipendien zuständig, das CACSW widmete sich hauptsächlich 
der Forschung und Status of Women war für die Entwicklung von politischen Konzepten 
und für die Koordination zuständig. 

28 Eine Gruppe unterlag jedoch nicht den Kürzungen. Die Tories finanzierten weiterhin 
Verbände sprachlicher Minderheiten und multikulturelle Gruppen, während sie Frauen 
und Eingeborenenverbänden die Gelder strichen (Phillips 1991 ). 
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Mit der Reorganisierung und Reduzierung der Finanzierung begann lediglich 
der Angriff auf die Legitimität und die Glaubwürdigkeit Gruppen, die benach­
teiligte Interessen vertreten. Die Repräsentation selbst wurde in Frage gestellt: 
Können die Gruppen tatsächlich beanspruchen, daß sie jemanden repräsentie­
ren? Die Konservativen starteten diesen Prozess, und die Liberalen haben ihn 
dann noch beschleunigt. Die Initiative ist sowohl unter Politikerinnen der 
Regierung als auch der oppositionellen Reformpartei populär und sie hat 
auch Unterstützung durch die Medien erfahren. Dabei beschäftigte sich die 
Debatte jedoch nicht mit »Lobbyistlnnen« im allgemeinen oder wirtschaft­
lichen Verbände, sondern lediglich mit den »advocacy-groups«. 

5. Die Neudefinition von Regierung durch »Partnerschaften« 

Die Rede von der »Partnerschaft« wurde in den frühen 90er Jahren unter 
den Konservativen zu einem Modewort für eine neue Form des Regierens 
und die Liberalen behielten es bei. Öffentlich-private Partnerschaften soll­
ten eine Alternative zu staatlichen Programmen und Dienstleistungen dar­
stellen. Im Kontext ökonomischer Einschränkungen war dabei die Kosten­
reduktion ein wichtiges, jedoch nicht das einzige Ziel dieser Partnerschaf­
ten. Sie sollten auch die Qualität der Serviceleistungen verbessern, da die 
partnerschaftlichen Organisationen die Bedürfnisse der Klientinnen, mit 
denen sie in kontinuierlicher Verbindung stehen, oft besser erkennen und 
daher auch flexibler auf sie reagieren können.29 Zusätzlich erlauben Part­
nerschaften lokale Unterschiede in der Art der bereitgestellten Dienstlei­
stungen und sowie ihre lokale Kontrolle. Sie sind daher mit dem Rückzug 
von nationalen Standards kompatibel. 
Wirkliche Partnerschaften beinhalten allerdings auch eine Teilung der 
Macht. Die ersten Erfahrungen weisen jedoch darauf hin, daß sich die ka­
nadischen Regierungen eher halbherzig auf solche Beziehungen einließen 
und daß sie vor allem nicht gewillt waren, mit ihren Partnerinnen Macht zu 
teilen. Stattdessen bevorzugten sie den üblichen top-down Ansatz. Viele 
der sogenannten Partnerschaften sind lediglich Verträge, in denen der Staat 
alle Regeln festlegt. Trotzdem fühlen sich viele Organisationen des sog. 
»Dritten Sektors« (d.h. des nicht-kommerziellen, gemeinnützigen Bereichs, 
der neben dem Staats- und dem privat-kommerziellen Sektor existiert) da­
von angezogen, entweder, weil sie das Projektgeld als Ersatz für den Ver­
lust der Grundlagenfinanzierung benötigen, oder weil sich der Staat von 
bestimmten Dienstleistungen zurückgezogen hat. 
Diese Partnerschaften können die Natur der »Partner« aus dem Dritten 
Sektor ändern; dies gilt insbesondere für soziale Bewegungen. Die Ori-

29 Für eine Diskussion dieser Vorteile und die Durchführung von Partnerschaften, siehe Sa­
lamon (1995: 111), Seidle (1995: 145) und Kemaghan (1993: 57-76). 
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ginalität der neuen sozialen Bewegungen besteht gerade darin, daß sie 
nicht an bestimmte Orte gebunden waren, sondern breitere, oft sehr un­
terschiedliche soziale Gruppierungen repräsentierten und dynamische, 
veränderbare Netzwerke statt konventionell institutionalisierter Organi­
sationen bildeten. Die teilweise sehr spezifischen Regeln der Vertrags­
partnerschaften können sie jedoch dazu zwingen, ortsgebundener zu 
werden ( etwa dadurch, daß sie Dienstleistungen gegenüber ganz be­
stimmten Gemeinden erbringen) und die Informalität der Bewegungen 
kann in eine formalisierte und professionalisierte Organisation überge­
hen (Mendell, 1994: 79). 
Die angestrebten Partnerschaften kreieren eine Hierarchie von Gruppen mit 
einigen, die sich exklusiv auf Dienstleistungen beschränken am oberen En­
de und denen, die sich auf die Vertretung benachteiligter Interessen spe­
zialisieren und die als unnötig abgeschrieben werden, am unteren Ende. 
Für die Partnerorganisation können Gelegenheiten für »civic management« 
(Putnam 1995: 66) abnehmen, denn es ist schwieriger, innerhalb einer 
partnerschaftlichen Verbindung zugleich für bestimmte politische Verän­
derungen einzutreten, insbesondere, wenn der Staat weiterhin die Machts­
tränge in der Hand hält. 
In Anbetracht des ökonomischen Drucks entsteht noch ein weiteres Pro­
blem. Oft wird, nachdem eine Partnerschaft gegründet wurde, der staatli­
che Beitrag zum Vertrag beträchtlich gekürzt. Entgegen dem populären 
Mythos, daß solche Kürzungen freiwillige Leistungen hervorbringen wür­
den, die die Lücken füllen könnten, zeigt die Erfahrung in den USA, daß 
die Reaktion eher in der Kommerzialisierung der Leistungen liegt. Die Or­
ganisationen beginnen, Benutzergebühren zu erheben sowie andere Ein­
nahmequellen zu suchen, so daß sie mehr und mehr in die Privatwirtschaft 
integriert werden. Zusätzlich beginnen kommerzielle Unternehmen diese 
Nischen auszutesten, oft mit dem Ergebnis, daß die Freiwilligenorganisa­
tionen nach und nach verschwinden (Salomon 1995: 240). 
Bisher sind die kanadischen Regierungen davon ausgegangen, daß die 
nicht kommerziellen Organisationen nicht nur eine ausreichende Infra­
struktur besitzen, sondern auch die Teilnahme an staatlich initiierten Part­
nerschaften begrüßen würden. In Wirklichkeit haben diese Organisationen 
jedoch nur begrenzte Budgets und wenige festangestellte Mitarbeiterlnnen. 
Und angesichts der andauernden Angriffe auf ihre Glaubwürdigkeit sind 
viele Organisationen, die die Infrastruktur für solche Partnerschaften bieten 
könnten, zumindest nicht zu den Bedingungen des Staates an einer Beteili­
gung interessiert. 
Vor allem sind aber die Prinzipien, nach denen die Dienstleistungen der öf­
fentlich-privaten Partnerschaften erfolgen und ausgebaut werden, ganz an­
dere, als bei direkten staatlichen Leistungen. Dies kann sowohl positive als 
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auch negative Konsequenzen haben. Während vom Staat erwartet wird und 
er auch am besten dazu geeignet ist, standardisierte Dienstleistungen über 
weite geographische Regionen hinweg zu garantieren, sind die meisten 
freiwilligen Organisationen partikular und bieten Dienstleistungen an, die 
auf ihre spezifische Basis zugeschnitten sind. Sie sind darüberhinaus geo­
graphisch ungleichmäßig verteilt.30 Während staatliche Institutionen den 
gleichen Zugang für alle ausgewiesenen Nutzniesserinnen betonen müssen, 
operieren freiwillige Organisationen häufig auf einer »first-come first­
served« Basis. Daher tragen Partnerschaften, selbst wenn sie oft die effek­
tiveren Mittel für die Bereitstellung von Dienstleistungen haben, zu einer 
zunehmenden Abkehr von dem Pan-Kanadismus bei, der ein zentrales 
Element des Staatsbürgerschaftsregimes der Nachkriegszeit war. Falls Ka­
nada diesen Weg weiter verfolgt, hätte dies weitreichende Auswirkungen 
auf die Zivilgesellschaft. 

6. Die Restrukturierung des Föderalismus 

Schließlich ist das alte föderale Modell, das auf der Intervention der Bun­
desregierung in die Sozialpolitik beruhte, von Grund auf umgestaltet wor­
den. Der Haushalt von 1995 enthält einen neuen Superblock, den Canada 
Health and Social Transfer (CHST), der eine Reihe älterer Programme er­
setzt. Die gleichzeitige Streichung von 6 Mrd CA$ Bundeszuschüssen über 
einen Zeitraum von zwei Jahren - eine Kürzung von 3 7% - markiert einen 
signifikanten Rückgang derjenigen bundesstaatlichen Ausgaben, die wäh­
rend der fordistischen Nachkriegsperiode aktiv zur Sicherung gleicher Le­
bensbedingungen für die Individuen wie auch für die Regionen beigetragen 
hatten. Die Idee des CHST ist vor allem eine Stabilisierung und Reduzie­
rung der Bundesausgaben aber auch das Angebot größerer Flexibilität an 
die Provinzen, zu einer Zeit, in der die nationaler Einheit durch das Selbst­
ständigkeitsreferendum in Quebec in Frage gestellt wird. 
Unter dem Imperativ des Defizitabbaus hatte die ursprüngliche Planung 
des neuen Transferprogramms eine jährliche Abnahme der Zahlungen vor­
gesehen, was auf eine komplette Auflösung in 10 bis 15 Jahren hinausge­
laufen wäre. Damit wäre auch die Fähigkeit der Bundesregierung, natio­
nale Standards für Medicare zu setzen, Kanadas beliebtestes und die Na­
tion definierendes Programm, in Frage gestellt worden. 31 Die kanadische 
Öffentlichkeit war jedoch nicht bereit, den Verlust nationaler Standards bei 

30 Für eine detailliertere Diskussion des Unterschiedes zwischen der Bereitstellung von 
Dienstleistungen durch den Staat und den sog. dritten Sektor, siehe Smith/Lipsky (1993: 
127-46) und Hall/Reed (1995: 4-5). 

31 Für eine Diskussion über die Gestaltung des CHST und die Antwort der Bundesregierung 
auföffentliche Kritik, siehe Phillips (1995). 
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der Krankenversicherung hinzunehmen. Die heftige Kritik führte zu einem 
ausweichenden Verhalten der Regierung Chretien: sie versprach, stabile 
Transferzahlungen beizubehalten, während sie den Provinzen aber gleich­
zeitig eine größere Flexibilität im Design sozialer Programme gewähren 
wollte. 
Zur selben Zeit, als die Transfers für die Sozialprogramme gekürzt wurden, 
stockte man die Haushaltstitel für die regionale Angleichung auf. Damit 
wird die Botschaft vermittelt, daß »regionale Angleichung unser wichtig­
stes Sozialprogramm ist« und »wir ein Volk sind, das zwar größere regio­
nale Ungleichheiten ablehnt, aber die Ungleichheit zwischen den Individu­
en akzeptiert« (Banting 1995: 5, 8). Diskussionen über die Umverteilung 
von Einkommen und den unterschiedlichen individuellen Wohlstand 
könnten dann in Zukunft auf die lokale Ebene begrenzt werden. Mit der 
Eliminierung gesamtkanadischer Sozialprogramme könnte »Kanada« 
selbst als ein relevantes Konzept die Geltung verlieren (Banting, 1995: 10). 
Mit der zunehmenden Verlagerung der Sozialprogramme auf die lokale 
Ebene werden auch andere Identitäten und Gemeinschaften produziert. 
Allerdings sind die Möglichkeiten für kollektive Aktion, die essentiell für 
die Konstruktion von Identitäten sind, auf der lokalen Ebene begrenzt. Es 
könnte zunehmend schwieriger werden, gesamtgesellschaftliche Konzep­
tionen beizubehalten, so daß die Individualisierung der Staatsbürgerschaft 
komplett würde. 
Anhand dieser Entwicklungen erkennt man eine neue, negative Bewertung 
der Interessengruppen als legitimer und zentraler Institutionen innerhalb 
des Staatsbürgerschaftsregimes. Im Rahmen einer neokonservativen Politik 
wird versucht, die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft neu zu 
strukturieren. Es wird nicht mehr als staatliche Aufgabe angesehen, den 
Gruppenzusammenhalt zur Stärkung von Individuen zu unterstützen. Die 
Verantwortung zur Schaffung von Solidarität und zur Unterstützung der 
Benachteiligten bei der Wahrnehmung ihrer Rechte ist nicht mehr Be­
standteil des Staatsbürgerschaftsregimes. Die Individuen sollen sich selbst 
helfen durch Referenden, Petitionen und während öffentlicher Anhörungen 
zusätzlich zu den Wahlen. Die öffentliche Vertretung kollektiver Interes­
sen muß jetzt ein Produkt harter, wettbewerbsfähiger Kompetenz von Or­
ganisation bei der Mobilisierung von Geld und Unterstützung auf dem 
Marktplatz der Ideen sein. 
Bedeutet dies nun das Ende einer »breiten« Zivilgesellschaft und eine 
neue Ära des atomisierten Individualismus? Gibt es in dem sich neu her­
ausbildenden Staatsbürgerschaftsregime noch einen Ort für organisierte 
Interessen? Die Anwort auf diese Fragen lautet Nein. In einer Zeit ab­
nehmender staatlicher Intervention verwandeln sich die organisierten 
Gruppen in Dienstleisterlnnen und repräsentieren den Staat innerhalb der 
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Zivilgesellschaft. Interessenvertretung ist vielleicht out, aber Dienstlei­
stungen sind in. 

7. Die Neugestaltung des Staatsbürgeschaftsregimes: 
Gegenläufige Tendenzen? 

Die Endresultate der Neustrukturierung sind noch nicht sichtbar, auch gibt 
es keinen sanften Übergangsprozeß. Stattdessen wird eine Reihe von Wi­
dersprüchen sichtbar. Die abnehmende Präsenz des Staates bedeutet, daß 
viele Dienstleistungen, die einmal direkt gewährt wurden, jetzt in einen 
Sektor gemeinnütziger und freiwilliger Organisationen umgeleitet werden. 
Und wie die jüngsten Veränderungen des Finanzausgleichs zwischen dem 
Bund und den Provinzen zeigen, wird ihre Finanzierung den Provinzen 
aufgebürdet. Die Ära der nationalen Standards und der gesamtkanadischen 
Dienstleistungen ist am Verschwinden, indem die Bundesregierung ihre 
Teilnahme an den Programmen und Institutionen reduziert, die das Ent­
wicklungsmodell der Nachkriegszeit auszeichneten. In ihrem Bemühen, 
mit dieser Last umzugehen, verlagern die Provinzregierungen ihrerseits 
diese Dienstleistungen in die lokalen Gemeinden. 
Die Umleitung von Dienstleistungen bedeutet jedoch auch, daß der Staat 
mehr denn je auf den »Dritten Sektor« angewiesen ist. Allerdings machen 
die Diskurse und Praktiken, die die Vertretung der Benachteiligten als 
Ausdruck »besonderer Interessen« delegitimieren, den entsprechenden 
Gruppen die Arbeit nicht leicht. Sie waren immer Vertreter, die intervenie­
ren, um Programme und Policies zu fordern, die sie als notwendig erach­
ten. Zusätzlich sind diese Gruppen auch die Basis für ziviles Engagement; 
sie tragen zu individueller Partizipation und zur Entwicklung der Zivilge­
sellschaft bei. Sie können nicht einfach ihre Aktivitäten aufspalten, um die 
einfachen Dienstleisterlnnen zu werden, die sich die Regierung anschei­
nend wünscht. Zusätzlich bedrohen Mittelkürzungen ihre Existenz. Der 
Anti-Interessen Diskurs und der Eifer beim Abbau sogenannter »öffent­
licher Töpfe« könnten die Fähigkeit des Dritten Sektors, seine neue Rolle 
wahrzunehmen, untergraben. Die gegenwärtige Annahme der Regierung, 
daß die Gruppen auf die Regierungsprioritäten reagieren werden und in 
dem Maße, wie die staatlichen Maßnahmen abgebaut werden, bereit sind, 
die Überreste aufzusammeln, könnte sich als falsch erweisen. 
Wichtige Entscheidungsbefugnisse und Dienstleistungen sind in die loka­
len Gemeinden verlagert worden. Doch auch diese Gemeinden sind ge­
schwächt. Wissenschaftlerinnen mit so unterschiedlichen Orientierungen 
wie Margit Mayer (1991) und Christopher Lasch (1995) haben die wach­
sende Fragmentierung urbaner Kulturen festgestellt. Dies ist nicht nur in 
polarisierten Beschäftigungs- und Klassenstrukturen beobachtbar, sondern 
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auch in einer zunehmenden Trennung des urbanen Raums. Ohne inte­
grierte geographische Gemeinden und ohne glaubwürdige Gruppen, die 
sozialverankerte Gemeinschaften organisieren, ist es wahrscheinlich, daß 
viele Individuen ihre Verbindung sowohl zur Zivilgesellschaft wie auch 
zum Staat verlieren. 
Ein letzter Widerspruch besteht darin, daß mit der Verdrängung oder Schwä­
chung der intermediären Institutionen zwischen individuellen Staatsbürgerln­
nen und Staat, ein größerer Druck auf die Regierung entsteht, in einer offe­
nen und kooperativen Weise zu reagieren. Die ganze Staatsmaschinerie wird 
jedoch reduziert und eher auf die Information, als auf die Anhörung der 
Staatsbürgerlnnen orientiert. Ein mit einem dramatisch schrumpfenden Staat 
kombinierter Populismus könnte fatale Effekte hervorbringen. 
Eine Auflösung dieser Widersprüche ist noch nicht in Sicht. Auch wenn 
der Staat und die sozialen Kräfte enthusiastisch versuchen, die Institutio­
nen des existierenden Staatsbürgerschaftsregimes immer weiter abzubauen, 
bleibt doch bei vielen Staatsbürgerlnnen Skepsis und auch Nostalgie für 
die Inhalte des Nachkriegsregimes. Die Staatsbürgerschaftspolitik ist so zu 
einem Bestandteil der täglichen Politik geworden. Daher wird auch das 
neue Staatsbürgerschaftsregime, das noch im Werden ist, durch die noch 
andauernden Debatten über eine Reform der Sozialpolitik, über die Wirt­
schaftspolitik, über die Machtverteilung zwischen dem Bund und den Pro­
vinzen und über das Fortbestehen eines einheitlichen Landes erst noch ge­
formt werden. 

Aus dem Englischen übersetzt von Antje Wiener 
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